DIE LINKE. Peene-Uecker-Ryck

Beschluss
1. Tagung des 2. Kreisparteitages am 14.11.2009

Politische Erklärung  

der Partei DIE LINKE. PEENE-UECKER-RYCK

Die Mitglieder der Partei DIE LINKE aus den Regionen Greifswald, Ostvorpommern und Uecker-Randow hatten sich vor zwei Jahren aufgemacht, einen gemeinsamen Kreisverband zu bilden und   ihren Beitrag für eine starke linke, sozialistische Partei in Mecklenburg-Vorpommern und in der gesamten Bundesrepublik zu leisten. Darüber ziehen wir heute Bilanz. 

Die Stärke der LINKEN liegt in der Verankerung ihrer Ideen in der Bevölkerung und der Zustimmung zur Politik der LINKEN. Das zeit sich deutlich an den Ergebnissen der Landrats- und Bürgermeisterwahlen des Jahres 2008, der Kommunal- und Europawahlen im Juni dieses Jahres und nicht zu letzt an den Resultaten der Bundestagswahlen vom September 2009 ablesen.  Die klaren inhaltlichen Positionen der Partei DIE LINKE, starke und glaubwürdige Persönlichkeiten und der engagierte Kampf unserer Genossinnen und Genossen haben uns Wahlergebnisse gebracht, auf die wir sehr stolz sein können. Daran wollen wir anknüpfen.

Das kommende Jahr steht im Zeichen der Programmdebatte in der Gesamtpartei. Der Parteivorstand hat uns außerdem aufgefordert, darüber zu sprechen, wie sich die Partei weiter entwickeln soll, welchen Platz und welche Funktion sie in Politik und Gesellschaft einnehmen muss. In Mecklenburg-Vorpommern kommt hinzu, dass in einem breiten  Diskussionsprozess mit den Genossinnen und Genossen, den kommunalen Abgeordneten sowie Interessierten über unsere Partei hinaus ein Leitbild „Mecklenburg-Vorpommern 2020+“ für die Zukunft unseres Landes entstehen soll.

Unser Land steht vor großen Herausforderungen durch die schärfste Finanz-, Wirtschafts- und Systemkrise seit 1929. Der soziale Frieden ist sichtbar beschädigt.  

In aller Deutlichkeit zeichnet sich ab, dass die Koalition aus CDU/CSU und FDP weiterhin Milliardengeschenke an Banken, Großaktionäre und führende Unternehmen verteilen und der Bevölkerung die Kosten aufbürden wird. 

Wir stehen in der Verantwortung, gesellschaftliche Alternativen dafür aufzuzeigen, wie das Land mit sozialem und ökologischem Fortschritt aus der Krise herauskommt. Vernünftige Lösungen der existentiellen gesellschaftlichen Probleme unserer Zeit sind nur auf der Basis des demokratischen Sozialismus möglich. Inner – und außerhalb der parlamentarischen Körperschaften bekämpfen wir den Abbau des Sozialstaates, treten gegen die Aushöhlung und Schleifung von Bürgerrechten ein, lehnen jegliche Kriegseinsätze ab, setzen uns für zivile Konfliktvorbeugung und –lösung sowie radikale Abrüstung ein. Wir werden politisch gegen jegliche nazistische und neonazistische Aktivitäten einschreiten. 

Viele der Herausforderungen und Probleme potenzieren sich in unserer Region.

Mit Ausnahme weniger Tourismushochburgen gehören wir zu den Gebieten mit der höchsten Arbeitslosigkeit Deutschlands. Hier werden die geringsten Löhne gezahlt, so dass viele Menschen trotz Arbeit ergänzende Sozialleistungen beantragen müssen. Die Kinderarmut ist extrem hoch.  Unsere Kommunen sind von den Sparplänen in Bund und Land besonders betroffen und haben kaum noch Spielräume für die so genannten freiwilligen Leistungen.

Andererseits wohnen und leben wir in einer einzigartig schönen Landschaft und Natur, die für uns, unsere Kinder und Enkel sowie tausende von Gästen erhalten bleiben muss. 

An der Grenze zur Republik Polen wollen wir Schrittmacher für die Völkerverständigung sein. Wir setzen auf die starken Entwicklungspotentiale unserer Grenzregion und verstehen sie als Chance für die hier lebenden Menschen.

Überall, wo wir die Möglichkeit dafür haben, werden wir Ursachen und Schuldige für die Probleme benennen und alternative Vorschläge unterbreiten. 

Bei all diesen Themen kommen wir im Interesse der sozial Benachteiligten und zum Wohle der Allgemeinheit nicht alleine voran. Deshalb setzen wir auf bewährte Bündnispartner in  Gewerkschaften, Vereinen, Verbänden und Bürgerinitiativen. Mit ihnen und weiteren  demokratischen Partnern und Partnerinnen wollen wir uns für eine Gesellschaft engagieren, in der nicht, wie es dem Wesen des Kapitalismus entspricht, die Armut des einen Voraussetzung für das Wohlergehen des anderen ist.

Wir sind, im Sinne der Wahrung des demokratischen Sozialismus, eine Partei für Aufrichtigkeit in der Politik und folglich für eine generationsgerechte und würdige Teilhabe der Menschen am Alltag!
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